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Anzeige

Einhellige Kritik an der BVG-Detailregelung
Strukturreform in der beruflichen Vorsorge – Vernehmlassung mit fünfhundert Eingaben – Reglementierung ist zu detailliert, zu strikt und zu teuer

Gertrud Bollier 

Nach gut zehnjähriger Beratung ha-
ben die eidgenössischen Räte am 
19. März 2010 die Strukturreform 

der beruflichen Vorsorge (BVG) gutgeheis-
sen. Die Massnahmen zugunsten älterer 
Arbeitnehmer sind Anfang 2011 in Kraft 
getreten (vgl. FuW Nr. 100 vom 22. Dezem-
ber 2010), jene über die Bestimmungen zu 
Governance und Transparenz werden per 
1. Juli Gültigkeit erlangen. Im Januar 2012 
soll dann der dritte Teil mit den Regelun-
gen über die Aufsicht greifen. 

Während die gesetzlichen Bestimmun-
gen in einem guten Konsens klar und 
meist zweckdienlich aufgestellt wurden, 
schiesst der Verordnungsentwurf des Bun-
desamts für Sozialversicherungen (BSV) 
in vielen Punkten über das Ziel hinaus. 
Die bereits sehr detaillierte Gesetzgebung 
wurde mit einer Verordnung komplettiert, 
die eine Reglementierung mit beängsti-
gendem Detaillierungsgrad bringt. 

Noch nie ist eine Verordnungsvorlage 
in der Vernehmlassung von so breiten 
Kreisen – gesprochen wird von rund fünf-
hundert Eingaben – einhellig als zu detail-
liert, zu strikte und zu kostspielig kritisiert 
worden. Sogar Organisationen, die aus 
den neuen detaillierten Bestimmungen 
Kapital schlagen könnten, verwerfen die 
Verordnungsvorlage in diesen Punkten. 

Hauptkritikpunkte
Gemäss BSV-Mitteilung vom 6. Januar er-
höht die Strukturreform die Transparenz 
in der Verwaltung von Vorsorgeeinrich-
tungen und antwortet auf Anliegen, die 
vor der Abstimmung über den Umwand-

lungssatz für die Renten geäussert wur-
den. Dieses Ziel erreicht die vorliegende 
Verordnung (BVV2) nicht, im Gegenteil. 
Eine derart detaillierte Regelung birgt die 
Gefahr, dass den Eigenheiten der verschie-
denen Typen von Vorsorgeeinrichtungen 
und ihrer Ausgestaltung zu wenig Rech-
nung getragen werden kann. 

Die Bestimmungen passen oft nicht für 
alle Arten von BVG-Einrichtungen, für die 
sie eigentlich vorgesehen sind. Daraus er-
wächst Rechtsunsicherheit. Gewisse Be-
stimmungen sind nur für das Beitragspri-
mat anwendbar – was für das Leistungs-
primat gilt, ist unklar. Vermutlich überse-
hen wurde, dass einige ausufernde Be-
stimmungen nicht nur die registrierten 
Vorsorgeeinrichtungen (klassische Pen-
sionskassen) betreffen, sondern aufgrund 
des ZGB auch patronale Wohlfahrtsfonds.

Die Verordnung schränkt zudem die 
Autonomie des Stiftungsrats (oberstes 
Organ der Vorsorgeeinrichtung) zu stark 
ein und weist der Revisionsstelle ein über-
mässiges Gewicht zu. Dies steht im Wider-
spruch zu neuen Gesetzesbestimmungen, 
die die Führungsaufgabe und Verantwor-
tung des obersten Organs stärker gewich-
ten wollen. Speziell für kleine Vorsorgein-
richtungen führt der Detaillierungsgrad 
zu einem erheblichen Verwaltungsauf-
wand, sowohl materiell/personell als auch 
finanziell. Dies widerspricht der Abnei-
gung der Bevölkerung gegen die «hohen 
Kosten» sowie dem Vorsorgegedanken.

Grundsätzlich ist zu begrüssen, dass 
die Anforderungen an die Geschäftsfüh-
rung und die Vermögensverwaltung defi-
niert werden. Durch die in der Verordnung 
gemachten Vorgaben wird sehr stark in die 
Anlagefreiheit eingegriffen. Mit der Kon-

zentration auf den Schweizer Markt wird 
die Tatsache, dass Vorsorgeeinrichtungen 
Mandate auch auf dem internationalen 
Finanzmarkt ausschreiben, völlig ausge-
blendet. Fraglich ist, ob sich in der Praxis 
Vermögensverwaltungsverträge mit aus-
ländischen externen Personen jeweils 
dem schweizerischen Recht unterstellen 
lassen, und ob ein schweizerischer Ge-
richtsstand zwingend verlangt werden 
kann – auch wenn dies wünschbar ist.

Zudem sollte das Inkrafttreten hinaus-
geschoben werden, damit die Vorsorge-
einrichtungen Zeit erhalten, ihre Organi-
sation und Reglemente anzupassen.

Oberaufsicht ist zu teuer
Im dritten Teil der Strukturreform geht es 
um die Neugliederung der Aufsicht. Alle 
Vorsorgeeinrichtungen – auch gesamt-
schweizerisch tätige Sammel- und Ge-
meinschaftsstiftungen – unterstehen neu 
den kantonalen Direktaufsichtsbehörden. 
Die Kantone können sich dazu zu Regio-
nen zusammenschliessen, was in der Zen-
tral- und der Ostschweiz bereits erfolgt ist. 
Vorerst ist mit 12 bis maximal 15 Direkt-
aufsichtsbehörden zu rechnen.

Die Oberaufsicht wird eine von der Ver-
waltung unabhängige Kommission wahr-
nehmen, die über ein Sekretariat (dem 
BSV angegliedert) verfügt. Sie überwacht 
die Direktaufsichtsbehörden und erlässt 
Standards. Überdies ist die Oberaufsichts-
kommission zuständig für die Zulassung 
und das Register der Experten sowie die 
Weisungen an Revisionsstellen und Ex-
perten. Ferner hat sie die (Direkt-)Aufsicht 
über den Sicherheitsfonds, die Auffang-
einrichtung und Anlagestiftungen.

Die personelle Ausstattung des Sekreta-
riats der Oberaufsichtskommission (acht-
zehn Vollzeitstellen) steht in keinem Ver-
hältnis zu den im Gesetz vorgesehenen Auf-
gaben und wird allseits als völlig überrissen 
erachtet. Für die Vorsorgeeinrichtungen re-
sultiert eine Erhöhung der Gebühren um 
durchschnittlich rund 50%. Wie an einer Ta-
gung zu hören war, dürften die Kosten einer 
mittelgrossen Vorsorgeeinrichtung für die 
Oberaufsicht gut das Dreifache der Kosten 
der Direktaufsicht ausmachen.

Seit über vierzig Jahren bieten Anlage-
stiftungen Vorsorgeeinrichtungen be-
währte kollektive Anlageprodukte. In der 
Standesorganisation KGAST (Konferenz 
der Geschäftsführer der Anlagestiftungen) 
sind 26 Anlagestiftungen wie AWI, CSA, 
HIG, IST und Swisscanto zusammenge-
schlossen, die rund ein Achtel der im BVG 
gesparten Gelder verwalten.

Bewährte Anlageprodukte
Erst im Rahmen der Strukturreform wurde 
eine explizite Rechtsgrundlage für die An-
lagestiftungen ins Gesetz aufgenommen. 
Sie wird neu durch eine Verordnung (ASV) 
ergänzt. Die KGAST stellt fest, die neue 
ASV auferlege markant höhere Prüfungs-
erfordernisse hinsichtlich Statuten, Regle-
menten, Spezialreglementen und Anlage-
richtlinien. Diese Verschärfung sei nicht 
nachvollziehbar, zumal die Kunden der 
Anlagestiftungen ausschliesslich schwei-
zerische Vorsorgeeinrichtungensind, die 
ihrerseits umfangreichen Kontrollen 
unterliegen. Das ergibt eine Verdoppelung 
des Kontrollaufwands, was die Konkur-
renzfähigkeit der Anlagestiftungen gegen-
über Fonds beeinträchtigt.

Die vorgesehene Produktaufsicht würde 
die Handlungsfähigkeit der Anlagestiftun-
gen massiv einschränken. Müssten neue 
Produkte erst genehmigt werden, wäre eine 
rasche Reaktion auf veränderte Marktbe-
dingungen in Frage gestellt. Zudem ver-
schwände einer der wesentlichen Vorzüge 
des Time to Market der Stiftungen im Ver-
gleich zu anderen kollektiven Anlageinst-
rumenten. Dies könnte Vorsorgeeinrich-
tungen den Anreiz geben, vermehrt Di-
rektanlagen zu kaufen oder auf Instru-
mente auszuweichen, die keiner adäqua-
ten Aufsicht unterstehen. 

Nachbesserung erforderlich
Die vorgeschlagene Risikobeurteilung der 
Produkte der Anlagestiftung durch die 
Oberaufsicht ist systemfremd und nicht 
zweckmässig. Der Gesetzgeber hat an kei-
ner Stelle erkennen lassen, dass er für die 
Anlagestiftungen eine Produktaufsicht 
wünscht. Da die BVV2-Diversifikations-
vorschriften bereits zwingend auf der 
Stufe der (professionellen) Anleger einzu-
halten sind, stellt die Unterwerfung der 
Anlagestiftung unter das Regime der BVV2 
eine unnötige Überregulierung dar. 

Es ist dringend zu hoffen, dass das BSV 
ein Einsehen hat und in einhelligen Kritik-
punkten Nachbesserungen an der Verord-
nung vornimmt. Etliche Bestimmungen 
verfügen über keine genügende gesetzli-
che Grundlage, sondern schiessen über 
den Gesetzestext hinaus. Sie dürften gar 
nie zur Anwendung kommen; da müsste 
das Bundesgericht Remedur schaffen, was 
aber zu zeitaufwendigen und kostspieli-
gen Prozessen führen kann und eine jah-
relange Unsicherheit mit sich brächte.


